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Videoüberwachung 

§ 102b. (1) Zur Sicherung der Abschließung der Strafgefangenen von der Außenwelt und zur 
Sicherung der Ordnung in der Anstalt, insbesondere zur Vorbeugung und Abwehr der Begehung 
strafbarer Handlungen durch Strafgefangene sowie der Begehung strafbarer Handlungen an 
Strafgefangenen, und bei einer ernstlichen und erheblichen Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit 
eines Strafgefangenen ist der Anstaltsleiter ermächtigt, technische Mittel zur Bildübertragung in Echtzeit 
in der Anstalt und an deren Außengrenzen einzusetzen (Echtzeitüberwachung). 

(2) Das Ermitteln personenbezogener Daten Anwesender mit technischen Mitteln zur Bildaufnahme 
ist nur aus den im Abs. 1 genannten Gründen und überdies nur im Eingangsbereich, in den Besucher- und 
Vernehmungszonen, den Gängen im Gesperre, den Örtlichkeiten, die der Beschäftigung und dem 
Aufenthalt von Strafgefangenen außerhalb der Hafträume dienen, und in vergleichbaren Bereichen sowie 
an den Außengrenzen der Anstalt zulässig. Die auf diese Weise ermittelten Daten dürfen auch zur 
Verfolgung einer gerichtlich strafbaren Handlung oder einer Ordnungswidrigkeit verwendet werden. 

(2a) Zum Zweck der Dokumentation von Amtshandlungen, bei denen die Ausübung unmittelbaren 
Zwanges zu erwarten ist, einschließlich Zwangsbehandlungen, ist der offene Einsatz von Bild- und 
Tonaufzeichnungsgeräten nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Absatzes zulässig. Vor Beginn der 
Aufzeichnungen ist der Einsatz in verständlicher Weise anzukündigen. Eine Aufzeichnung hat auch auf 
Verlangen des betroffenen Strafgefangen zu erfolgen. Die auf diese Weise ermittelten personenbezogenen 
Daten dürfen nur zur Verfolgung von strafbaren Handlungen, die sich während der Amtshandlung 
ereignet haben, sowie zur Kontrolle der Rechtmäßigkeit der Amtshandlung ausgewertet werden. Bis zu 
ihrer Auswertung und Löschung sind die Aufzeichnungen gemäß den Bestimmungen des § 54 DSG vor 
unberechtigter Verarbeitung, insbesondere durch Protokollierung jedes Zugriffs und Verschlüsselung der 
Daten, zu sichern. Sie sind nach sechs Monaten zu löschen, es sei denn, dass innerhalb dieser Frist wegen 
der betroffenen Amtshandlung ein Rechtsschutz- oder Strafverfahren eingeleitet wird, in welchem Fall 
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die Aufzeichnungen erst nach rechtskräftigem Abschluss dieses Verfahrens zu löschen sind. Beim Einsatz 
dieser Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte ist besonders darauf zu achten, dass Eingriffe in die 
Privatsphäre der Betroffenen die Verhältnismäßigkeit zum Anlass wahren. 

(3) Für andere als in den vorstehenden Absätzen genannte Zwecke, insbesondere zur 
Leistungskontrolle der Strafvollzugsbediensteten, ist die Videoüberwachung nicht zulässig. In 
gewöhnlichen Hafträumen, gemeinschaftlichen Sanitärräumen und Räumen, die ausschließlich dem 
Aufenthalt von Vollzugsbediensteten vorbehalten sind, ist die Videoüberwachung, außer nach Abs. 2a, 
nicht zulässig. 

(4) Bei jeglicher Videoüberwachung, insbesondere beim Einsatz von technischen Mitteln zur 
Bildaufnahme, ist darauf zu achten, dass Eingriffe in die Privatsphäre der Betroffenen die 
Verhältnismäßigkeit zum Anlass wahren. Im Fall der Überwachung der Außengrenzen der Anstalt ist 
darauf zu achten, dass der überwachte Bereich im öffentlichen Raum möglichst gering gehalten wird. 

(5) Der Umstand der Videoüberwachung ist durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen. 
Diese Kennzeichnung hat außerhalb der Anstalt örtlich derart zu erfolgen, dass jeder potentiell 
Betroffene, der ein überwachtes Objekt passieren möchte, tunlichst die Möglichkeit hat, der 
Videoüberwachung auszuweichen. 

(6) Aufgezeichnete Daten sind, sofern sie nicht zur weiteren Verfolgung einer gerichtlich strafbaren 
Handlung oder einer Ordnungswidrigkeit benötigt werden, spätestens nach Ablauf von 72 Stunden, 
gerechnet vom Zeitpunkt der erstmaligen Aufnahme, zu löschen. 

(7) Jeder Verwendungsvorgang einer Videoüberwachung ist zu protokollieren. Dies gilt nicht für 
Fälle der Echtzeitüberwachung. 
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